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KI-generierte Inhalte können fehlerhaft sein.]

Statement Yvonne S.: die ständigen Sanktionsdebatten helfen niemandem!

· Es gilt das gesprochene Wort

Knappe Hilfen sind existenzbedrohlich. Der Bürgergeldsatz sieht 2 Euro im Monat für Bildung vor. Aber wo und wie kann man sich mit 2 Euro bilden? Nach den Empfehlungen der Deutschen Gesellschaft für Ernährung sind pro Tag 10 Euro für ein gesunde Ernährung nötig. Der Regelsatz in der Grundsicherung sieht dafür nur 6,50 Euro für alleinstehende Erwachsene vor – Kinder und leistungsberechtigte Personen in einer Bedarfsgemeinschaft bekommen noch weniger.

Und: Kinder haben zwei Eltern. Es ist aber nicht dafür gesorgt, dass nach Trennungen an beiden Lebensorten des Kindes das Nötige finanziert wird. Außerdem möchte ich echte Chancengleichheit und Teilhabe für alle Kinder und Jugendliche.

Mal eben schnell in Arbeit vermitteln, die aber nicht zum Leben reicht: das schafft nur Drehtüreffekte: kurz aus der Leistung raus, schnell wieder zurück. Und für die Familien wird der Teufelskreis aus Armut und Benachteiligung nicht durchbrochen. Kinder brauchen Förderung für eine bessere Zukunft. Erwerbstätigkeit muss zum Leben reichen. Fortbildungen müssen so ausgerichtet sein, dass sie langfristig helfen, aus der Armut herauszukommen.

Die ständigen Sanktionsdebatten helfen niemandem. Man kann lange darüber nachdenken, wie viele Leute in Deutschland sich mit Arbeit schwertun oder nicht. Darum fordern wir: Fördern first! Gut ausgestattete Jobcenter müssen mit wirksamen Hilfen in der Pflicht stehen. Anbieter von Arbeitsmarkt-Angeboten, die nicht helfen, müssen sanktioniert werden!

Wer lange mit wenig Einkommen arbeitet oder erst spät in Erwerbsfähigkeit kommt, hat kaum eine Chance auf eine ausreichende Altersvorsorge. In der Grundsicherung wird die gesetzliche Rente voll angerechnet. Betriebsrenten und private Vorsorge haben dagegen Freibeträge. Zukünftig muss gelten: Wer Rentenansprüche erwirbt, muss immer etwas davon haben! Das gilt auch für die Mütterente – sie darf nicht voll mit der Grundsicherung verrechnet werden!
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